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Schriftlicher Bericht 

des Auschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gaststättengesetzes (GastG) 

— Drucksache V/205 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wieninger 


A. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung hatte 
dem Deutschen Bundestag schon in der 4. Wahl- 
periode Vorgelegen. Er wurde am 25. März 1965 
eingebracht und den Ausschüssen zur Beratung zu- 
gewiesen. Nur der Ausschuß für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen hatte die Beratungen aufgenommen 
und sich sehr eingehend mit den Problemen des § 4 
Abs. 1 Nr. 4 (Unterrichtungsnachweis) beschäftigt. 

In der 5. Wahlperiode wurde der Gesetzentwurf 
— Drucksache V/205 — dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen federführend, dem 
Rechtsausschuß mitbeteiligt und dem Ausschuß für 
Arbeit gutachtlich in der 19. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 10, Februar 1966 zugewiesen. Der 
Rechtsausischuß hat in seinen Sitzungen am 15. und 
23. Juni 1966, der Arbeitsausschuß in seiner Sitzung 
am 9. März 1966 den Gesetzentwurf behandelt. Der 
federführende Ausschuß befaßte sich in insgesamt 
7 Sitzungen sehr eingehend mit der Vorlage. 

1. Gründe für die Neufassung des Gaststätten- 
gesetzes 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat bereits zu Beginn der Beratungen in der 
allgemeinen Aussprache die Notwendigkeit für eine 
Neufassung des Gaststättengesetzes bejaht, und 
zwar im wesentlichen aus folgenden Erwägungen: 

Das zur Zeit noch geltende Gaststättengesetz vom 
28. April 1930 wurde bis zum Ende des zweiten Welt- 
krieges in seinem Geltungsbereich einheitlich ange- 
wendet. Nach 1945 setzte jedoch eine unterschied- 


liche Rechtsentwicklung ein. Infolge der von den da- 
maligen Militärregierungen in den Ländern des ame- 
rikanischen Besatzungsgebietes erlassenen Ge- 
werbefreiheitsdirektiven wurden z. B. in Bayern und 
in dem ehemaligen Land Württemberg-Baden die 
Erlaubnisvorschriften für den Ausschank von nicht- 
geistigen Getränken nicht mehr angewandt. In Hes- 
sen beschränkte sich der Erlaubnisvorbehalt auf den 
Ausschank von Branntwein, und in Bremen wurde 
das Gaststättengesetz durch eine Verordnung ersetzt, 
die den Zugang zum Gaststättengewerbe von der 
Prüfung der Zuverlässigkeit und der Sachkunde ab- 
hängig machte. In den Ländern der britischen und 
französischen Besatzungszone wurde hingegen das 
Gaststättengesetz weiter unverändert angewandt. 
Diese uneinheitliche Anwendung des Gesetzes ist 
bis heute nicht gänzlich beseitigt worden. Im Gegen- 
satz zum übrigen Bundesgebiet bedarf z. B. auch 
heute noch in Bayern und in dem Gebiet des frühe- 
ren Landes Württemberg-Baden der Ausschank von 
nichtalkoholischen Getränken keiner Erlaubnis. 
Diese unterschiedliche Rechtslage führt häufig zu 
Schwierigkeiten und gibt immer wieder Anlaß zu 
Mißverständnissen und Fehlinvestitionen der Ge- 
werbetreibenden. Der Ausschuß ist daher der Auf- 
fassung, daß diese Rechtszersplitterung zu beseiti- 
gen und ein im ganzen Bundesgebiet einheitlich 
geltendes Gaststättengesetz erforderlich ist. 

Abgesehen von der unterschiedlichen Rechtslage 
in der Bundesrepublik spricht ferner für eine Neu- 
fassung des Gesetzes der Umstand, daß nach dem 
Wortlaut des Gesetzes bei Erteilung einer Erlaub- 
1 nis an sich von der zuständigen Behörde die Frage 
zu prüfen wäre, ob für die Eröffnung des Betriebes 
ein Bedürfnis besteht. Das Bundesverfassungsgericht 
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hat zwar über diese Frage noch nicht entschieden; | 
jedoch ist es heute einheitliche Meinung, daß die i 
Bedürfnisprüfung im Gaststättengesetz mit Artikel 12 
des Grundgesetzes nicht vereinbar ist. Durch die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 
15. Dezember 1953 (BVerwGE Bd. 1 S. 48) ist diese 
Auffassung bestätigt worden. Das geltende Gesetz 
ist also in diesem Punkt als überholt anzusehen. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß bei einer Neu- 
fassung des Gaststättengesetzes von dieser Erkennt- 
nis auszugehen ist. 


2. Problem des Befähigungsnachweises 

Bei der Erörterung der Zulassungsvoraussetzun- 
gen wurde auch die Frage eines Sachkunde- oder 
Fachkundenachweises sehr sorgfältig geprüft. Hier- 
bei mußte die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts über den Sachkundenachweis nach dem Ein- 
zelhandelsgesetz vom 14. Dezember 1965 — 1 BvL 
14/60 — (Gewerbearchiv 1965 S. 39) berücksichtigt 
werden, wonach die Ablegung einer Sachkunde- 
prüfung, in der in der Hauptsache allgemeine kauf- 
männische Kenntnisse verlangt werden, grundge- 
setzwidrig ist. Damit schied auch für das Gast- 
stättengewerbe dieser Prüfungsbereich aus. Zur 
Frage der Fach- oder besser der Warenkunde wurde 
im Tenor der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts nicht Stellung genommen, allerdings ist aus 
den Urteilsgründen zu entnehmen, daß unter Um- 
ständen eine Prüfung der Warenkunde zulässig sein 
könnte. Sowohl der Rechtsausschuß — unter ver- 
fassungsrechtlichen Überlegungen — als auch der 
federführende Ausschuß haben in dieser Frage das 
Für und Wider eingehend geprüft, denn schon bei 
der Vorbereitung des Entwurfs eines — vom Bun- 
destag seinerzeit nicht verabschiedeten — Gesetzes 
über die Sechste Änderung des Gaststättengesetzes 
(vgl. Drucksache 2138 der 2. Wahlperiode) hatte das 
Hotel- und Gaststättengewerbe die Einführung eines 
sog. Berufseignungsnachweises gefordert. Der 
Rechts aus schuß hat zwar in seinen Sitzungen vom 
15. und 23. Juni 1966 zu den verfassungsrechtlichen 
Fragen Stellung genommen und ist hierbei zu dem 
Ergebnis gekommen, daß der Betrieb einer Speise- 
wirtschaft zum Schutze der Gäste von einem Berufs- 
eignungsnachweis abhängig gemacht werden kann. 
Der Wirtschaftsausschuß ist jedoch nicht der Auf- 
fassung, daß dies angesichts der bereits bestehenden 
Möglichkeiten, Mißstände bei dem Betrieb einer 
Speisewirtschaft zu bekämpfen, notwendig ist. In den 
hier in Frage kommenden Fällen kann der Schutz 
des Publikums sicherer durch laufende Kontrollen 
der Betriebe erreicht werden. Im übrigen weist der 
Ausschuß darauf hin, daß, wenn man einen Befähi- 
gungsnachweis verlangt, die Prüfung des Antrag- 
stellers sich auf solche Kenntnisse beschränken muß, 
die für die Führung eines kleinen, einfachen Betrie- 
bes notwendig sind, in dem z. B. warme Würstchen 
und Getränke abgegeben werden. Ein solcher Be- 
fähigungsnachweis würde zu einer Formalität ohne 
praktischen Wert absinken. Das, was eigentlich dem 
Sinn des Befähigungsnachweises entsprechen würde, 
nämlich eine Verstärkung des Verbraucherschutzes 
und daneben die Hebung der Leistungsfähigkeit und 


der Wettbewerbsfähigkeit des Berufsstandes, könnte 
durch einen solchen „Befähigungsnachweis" nicht er- 
reicht werden. Geht man aber — auch dies ist die 
Auffassung des Ausschusses — davon ab, nur Kennt- 
nisse für die Führung eines Kleinstbetriebes zu ver- 
langen, so würde der Gesetzgeber gezwungen sein, 
das sehr vielschichtige Gaststättengewerbe zu kate- 
gorisieren mit der Folge, daß für die einzelnen Be- 
triebsgrößen und Betriebsarten des Gewerbes je- 
weils die auf die betreffende Betriebskategorie ab- 
gestellten Befähigungsnachweise erbracht werden 
müßten, was wiederum zur Folge hätte, daß dies 
nicht nur die neu ins Gaststättengewerbe kommen- 
den Antragsteller treffen würde, sondern auch die- 
jenigen, die ihren alten einfacheren Betrieb ver- 
größern oder umgestalten wollen und nunmehr ihre 
Befähigung für die Führung des neuen, vielleicht 
schwierigeren Betriebes nachweisen müssen. Ein 
solches Verfahren würde nach Auffassung des Aus- 
schusses, abgesehen von dem zu erwartenden Ver- 
waltungsaufwand, zu kaum erträglichen Verhält- 
nissen führen und im Widerspruch zu den Prinzipien 
der Marktwirtschaft stehen; jede wirtschaftliche Ini- 
tiative würde erstickt. Im übrigen ist der Ausschuß 
der Auffassung, daß die Argumente, die für die Not- 
wendigkeit eines Befähigungsnachweises verwandt 
werden, vielfach deshalb kein Gewicht haben, weil 
z. B. Unsauberkeit oder sonstige Mißstände in der 
Küche, im Lager oder in der Zubereitung der Spei- 
sen nicht so sehr die Frage der Befähigung betreffen, 
sondern dartun, daß der betreffende Gastwirt nicht 
als zuverlässig angesehen werden kann. Ist letzte- 
res aber der Fall, so gibt der Gesetzentwurf aus- 
reichende Handhaben für ein schnelles und wir- 
kungsvolles Eingreifen. Angesichts dieser Sach- und 
Rechtslage hat sich der Ausschuß für die in der Re- 
gierungsvorlage vorgeschlagene Regelung ausge- 
sprochen, wonach der Antragsteller durch eine Be- 
scheinigung der Industrie- und Handelskammer 
nachweisen muß, daß er über das Ausmaß seiner 
Verpflichtungen als Gewerbetreibender und über die 
hierfür notwendigen Kenntnisse unterrichtet worden 
ist. Diese Regelung begegnet nach Ansicht sowohl 
des Rechtsausschusses als auch des federführenden 
Ausschusses keinen verfassungsrechtlichen Beden- 
ken. Zum anderen gibt sie aber die Möglichkeit, 
dem Antragsteller einen umfassenden Überblick 
über die Verpflichtungen und Aufgaben zu geben, 
die auf ihn bei Eröffnung des Betriebes zukommen. 
Die Durchführung des Unterrichtungsverfahrens soll 
gewährleisten, daß ein Bewerber künftig nicht mehr 
völlig unbelehrt einen Gaststättenbetrieb über- 
nimmt. Allerdings soll die letzte Entscheidung bei 
ihm selbst liegen. Er soll selbstverantwortlich prüfen, 
ob seine Kenntnisse für die Führung des Betriebes 
ausreichen. Zugleich soll bei der Unterrichtung Ver- 
ständnis für die Notwendigkeit einer kaufmänni- 
schen Betriebsführung geweckt werden. Der Aus- 
schuß ist sich darüber klar, daß hier den Industrie- 
und Handelskammern eine neue Aufgabe zugewie- 
sen wird. Es wird Sache der Kammern sein, durch 
entsprechende Ausgestaltung des Unterrichtungs- 
verfahrens den Bewerbern um eine Gaststätten- 
erlaubnis deutlich zu machen, welche Rechtsvor- 
schriften sie bei der Führung einer Gaststätte zu 
beachten haben. Letztlich soll dies der Steigerung 
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des Leistungsstandes und der Wettbewerbsfähigkeit j 
des Gaststättengewerbes dienen. j 

3. Geltung des Gesetzes für nichtgewerblichen Ge- 
tränkeausschank 

Der Ausschuß war sich darüber einig, daß das 
Gaststättengesetz zunächst nur für den gewerbs- 
mäßigen Ausschank, die gewerbsmäßige Speisewirt- 
schaft und die gewerbsmäßige Fremdenbeherber- 
gung gelten soll, daß jedoch im Interesse des Schut- 
zes der Gäste und der Nachbarn und, um eine Um- 
gehung der Schutzvorschriften des Entwurfs un- 
möglich zu machen, in bestimmtem Umfang das 
Gesetz auch auf den nicht gewerbsmäßigen Aus- 
schank in Vereinen und Gesellschaften Anwendung 
finden muß. Schon das geltende Gesetz beschränkt 
sich hierbei auf den Ausschank von Getränken. 
Der Ausschuß ging noch einen Schritt weiter und 
unterwarf nur den Ausschank alkoholischer Ge- 
tränke in Vereinen und Gesellschaften der Geltung 
des Gesetzes. Außerdem wurde jedoch auch dieser 
nicht gewerbsmäßige Ausschank freigegeben, wenn 
bei den Vereins- oder Gesellschaftsräumen das 
äußere Merkmal der ausschließlichen, dauernden 
oder vorübergehenden Zugehörigkeit zum Vereins- 
betrieh gegeben ist, In solchen Fällen entfällt zwar 
die Erlaubnispflicht, jedoch finden bestimmte, ge- 
rade den Schutz der Gäste und der Nachbarn be- 
treffende Vorschriften auf jeden Fall Anwendung. 

4. Umstellung der Straftaten auf Ordnungswidrig- 
keiten 

Die Frage, wie eine Verletzung von Vorschriften 
des Gaststättengesetzes zu ahnden ist, wurde so- 
wohl im Rechtsausschuß als auch im federführenden 
Ausschuß eingehend geprüft. Im Ergebnis stimmten 
beide Ausschüsse darüber überein, daß man — von 
einigen wenigen Ausnahmen abgesehen — bei 
einem Verstoß gegen eine gaststättenrechtliche Vor- 
schrift nicht von einem kriminellen Unrecht sprechen 
kann. In Wahrheit handelt es sich in der Regel um 
Ordnungswidrigkeiten. Dies soll auch dann gelten, 
wenn jemand einen Gaststättenbetrieb ohne die 
nach dem Gesetz erforderliche Erlaubnis eröffnet. 
Diese Regelung entspricht im Prinzip anderen neue- 
ren gewerberechtlichen Gesetzen, z. B. der Hand- 
werksordnung in der Fassung vom 28. Dezember 
1965. 


B. Die Vorschriften im einzelnen 
Zu§ 1 

Die Vorschrift bringt in Absatz 1 erstmals feste 
Begriffsbestimmungen für die unter das Gesetz fal- 
lenden Betriebe, d. h. für Schankwirtschaften, Speise- 
wirtschaften und Beherbergungsbetriebe. Sie stellt 
klar, daß grundsätzlich nur Betriebe im stehenden 
Gewerbe i. S. des Titels II der Gewerbeordnung dem 
Gesetz unterliegen; sie müssen jedermann oder be- 
stimmten Personenkreisen zugänglich sein. Eine Er- 


weiterung erfährt dieser Grundsatz durch Absatz 2; 
hiernach werden bestimmte Betriebe, die an und für 
sich gemäß Titel III der Gewerbeordnung zum Reise- 
gewerbe gehören, in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes einbezogen. Es handelt sich um Betriebe 
auf Volksfesten, die nach ihrer Art, Anlage und 
Einrichtung im wesentlichen den Betrieben im ste- 
henden Gewerbe vergleichbar sind. Diese Voraus- 
setzung ist nach Auffassung des Ausschusses dann 
gegeben, wenn es sich um eine für die Dauer der 
Veranstaltung ortsfeste Betriebsstätte handelt. Aus- 
genommen sind somit z. B. die nicht mit dem Boden 
fest verbundenen Einrichtungen, wie auf Rädern 
stehende Verkaufsstellen, Karren und dergleichen; 
für sie gelten die Vorschriften über das Reise- 
gewerbe. 

Zu § 2 

Für den Betrieb einer Gaststätte ist grundsätz- 
lich eine Erlaubnis erforderlich; sie kann neben 
natürlichen und juristischen Personen auch nicht- 
rechtsfähigen Vereinen erteilt werden. Ausnahmen 
von dem Grundsatz der Erlaubnispflicht sind in den 
Absätzen 2 bis 4 enthalten. Die Freistellung gemäß 
Absatz 2 Nr. 1 ist vertretbar, weil der Gewerbe- 
treibende bereits eine Erlaubnis nach dem Milch- 
gesetz besitzt. In den Fällen der Nummern 2 bis 5 
kann auf ‘eine Erlaubnis aus verschiedenen Gründen 
verzichtet werden. Unentgeltliche Kostproben 
(Nr. 2) werden erfahrungsgemäß nur in sehr gerin- 
gen Mengen verabreicht. In den Fällen der Num- 
mern 3 und 4 treten die dem Gaststättengewerbe 
eigenen Gefahren nicht auf. Insbesondere wird auf 
die Erlaubnispflicht bei der Kantinenverpflegung 
verzichtet werden können, da in diesen Fällen der 
Betrieb selbst größtes Interesse an einer ordnungs- 
gemäßen Verpflegung der Betriebsangehörigen hat. 
Nach Auffassung des Ausschusses kann in Kraft- 
fahrzeugen (Nr. 5) ein normaler Gaststättenbetrieb 
infolge der beengten Möglichkeiten nicht ausgeübt 
werden. Soweit zubereitete Speisen verabreicht wer- 
den, wird es sich im Regelfall um vorbereitete, in 
besonderen Behältern verpackte Ware handeln, so 
daß nach Auffassung des Ausschusses die Gefahr 
von Gesundheitsschädigungen durch unsachgemäße 
Zubereitung durch den Gewerbetreibenden nicht be- 
stehen dürfte. 

Die Freistellung gemäß Absatz 3 erscheint u. a. 
auch deshalb vertretbar, weil der Gewerbetreibende 
bereits im Besitz einer Erlaubnis für die von ihm 
betriebene Verkaufsstelle ist. 

Die Befreiung der sogenannten Privatzimmerver- 
mietung in vorgesehenem Umfang von der Erlaub- 
nispflicht ist nach Meinung des Ausschusses insbe- 
sondere im Interesse der Förderung des Fremden- 
verkehrs wünschenswert; sie entspricht im wesent- 
lichen der bisherigen Verwaltungspraxis. 

In der Frage der Abgrenzung des Beherbergungs- 
gewerbes von der Privatzimmervermietung ist der 
Ausschuß allerdings der Auffassung, daß die im 
Regierungsentwurf vorgeschlagene Abgrenzung 
(Aufnahmemöglichkeit bis zu fünf Gästen) den tat- 
sächlichen Verhältnissen, besonders in Fremdenver- 
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kehrsgebieten, nicht gerecht wird. Der Ausschuß 
glaubt, daß Vermieter, die bis zu acht Gäste auf- 
nehmen können, von der Erlaubnispflicht freigestellt 
werden sollten. 

Nach Auffassung des Ausschusses fällt die Ver- 
mietung von möblierten Zimmern an Studenten oder 
Erwerbstätige nicht unter die Vorschriften des Ge- 
setzes. Diese Personen sind nicht „Gäste“ i. S. des 
Gesetzes. Bei dieser auf Grund eines Mietvertrages 
gewährten Unterbringung liegt keine gewerbs- 
mäßige Beherbergung vor. 

Zu § 3 

Die Erlaubnis wird für eine bestimmte Betriebsart 
und für bestimmte Räume erteilt. Sie äst also per- 
sonen- und raumbezogen. Es kann u. U. angezeigt 
sein, die Erlaubnis auf bestimmte Arten von Ge- 
tränken, Speisen oder auf bestimmte Betriebszeiten 
zu beschränken. Der Ausschuß hat darauf verzichtet, 
die möglichen Betriebsarten im Gesetz selbst auf- 
zuführen. Das Gaststättengewerbe darf nicht darauf 
angewiesen sein, nur diese oder jene vom Gesetz- 
geber im einzelnen festgelegte Betriebsart zu* wäh- 
len. Die Ausgestaltung eines Gaststättenbetriebes 
ist Sache des Gewerbetreibenden, der sich hierbei 
nach den örtlichen Verhältnissen und den Wünschen 
seiner Gäste richten wird. 

Die Erlaubnis ist grundsätzlich zeitlich unbe- 
schränkt zu erteilen. Eine Befristung der Erlaubnis 
ist nur zulässig, wenn es das Gesetz erlaubt oder 
der Antragsteller es beantragt. 

Zu §4 

In der Vorschrift werden die Tatbestände in per- 
sönlicher und sachlicher Hinsicht abschließend auf- 
gezählt, die zwingend zu einer Versagung der Er- 
laubnis führen. Zu Absatz 1 Nr. 1 vertritt der Aus- 
schuß die Auffassung, daß auf eine Erwähnung der 
juristischen Personen verzichtet werden kann, da 
unter den Begriff „Antragsteller" auch juristische 
Personen fallen. 

In Nummer 2 hält es der Ausschuß für erforderlich, 
hinter dem Wort „Sittlichkeit" die Worte „oder den 
sonst zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit oder Ordnung notwendigen Anforderungen" 
einzufügen; hierdurch soll sdchergestellt werden, daß 
die Erlaubnis auch dann versagt werden kann, wenn 
die Räume nicht den Arbeitsschutzvorschriften ge- 
nügen. 

Die Nummer 3 dient dem Nachbarschutz. Der Aus- 
schuß ist der Auffassung, daß es eine der wichtig- 
sten Aufgaben der Erlaubnisbehörde ist, bei der Er- 
teilung einer Erlaubnis für einen Gaststättenbetrieb 
darauf zu achten, daß die von einem Gaststättenbe- 
trieb ausgehenden Geräusche die Bewohner des Be- 
triebsgrundstückes oder der Nachbargrundstücke, ins- 
besondere in den Abend- und Nachtstunden, nicht 
über das zumutbare Maß hinaus stören. Angesichts 
dieser, die Erlaubnisbehörde treffende Verpflichtung 
und der auf Landesrecht beruhenden den übermäßi- 
gen und nicht zumutbaren Lärm bekämpfenden 
Regelungen bedarf es nach Meinung des Ausschus- 


ses nicht der gesetzlichen Anerkennung eines Rech- 
tes der Nachbarn, gegen die Erteilung einer Erlaub- 
nis im Verwaltungsstreitverfahren vorzugehen. Dies 
um so weniger, als — auch nach Erteilung einer 
Erlaubnis — der Inhaber des Betriebes im Wege 
einer Auflage nach § 5 veranlaßt werden kann, die 
zum Schutze der Bewohner des Betriebsgrundstückes 
und der Nachbargrundstücke notwendigen Maßnah- 
men zu treffen. 

Eine wesentliche Neuerung gegenüber dem bis- 
herigen Recht stellt das in Nummer 4 vorgesehene 
Unterrichtungsverfahren dar. Bereits in der 4. Wahl- 
periode hatte der seinerzeit federführende Ausschuß 
für Mittelstandsfragen die Aufnahme einer entspre- 
chenden — allerdings etwas erweiterten — Vor- 
schrift beschlossen. Nach erneuter ausführlicher Er- 
örterung bekennt sich jetzt der Ausschuß mit Mehr- 
heit zu der Fassung der Regierungsvorlage. 

Die vorgesehene Unterrichtung soll den künfigen 
Gewerbetreibenden über die Anforderungen und 
Verpflichtungen bei Ausübung eines Gaststätten- 
gewerbes belehren, damit er nicht unvorbereitet und 
völlig unbelehrt über das, was auf ihn zukommen 
wird, den Betrieb beginnt. Diese Regelung ist ver- 
fassungsrechtlich unbedenklich. Der Bewerber bleibt 
in seinem Entschluß frei (Artikel 12 Grundgesetz, 
Freiheit der Berufswahl). Es liegt an ihm, nach er- 
folgter Belehrung durch die Kammer selbstverant- 
wortlich zu prüfen und zu entscheiden, ob seine 
Kenntnisse für die Führung eines Betriebes aus- 
reichen. 

Einzelheiten über die Ausgestaltung des Unter- 
richtungsverfahrens bei den Industrie- und Handels- 
kammern können in den Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften zur Durchführung des Gesetzes (§ 33) 
festgelegt werden. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß in diesen Verwaltungs Vorschriften auch zu klä- 
ren ist, welche Kenntnisse unter die Formulierung 
des Gesetzes „allgemeine kaufmännische, betriebs- 
wirtschaftliche, steuerrechtliche und gewerberecht- 
liche Kenntnisse" fallen. Hierher gehören u. a. 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Lebensmittelrechts, 
des Arbeitsschutzrechts und des Wettbewerbsrechts. 

Zu Absatz 3 ist der Ausschuß der Auffassung, daß 
die Rechtsverordnungen der Länder über die Min- 
destanforderungen, die an die Gaslstättenräume zu 
stellen sind, in sachlicher Beziehung möglichst über- 
einstimmen sollten, soweit nicht landsmannschaft- 
liche Eigenheiten berücksichtigt werden sollen. 

Zu § 5 

Mit Hilfe dieser Vorschrift kann jederzeit im 
Wege der Auflage oder der Anordnung erreicht wer- 
den, daß die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen 
zum Schutze der Gäste, der im Betrieb Beschäftigten, 
der Bewohner des Betriebsgrundstückes oder der 
Nachbargrundstücke und der Allgemeinheit getrof- 
fen werden. Das Institut der Auflage gab es schon 
im alten Gaststättengesetz; es hat sich als unent- 
behrliches Hilfsmittel in der Gewerbeaufsicht 
durchaus bewährt. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß hierauf auch mit Rücksicht auf die ständig 
fortschreitende Technisierung der Betriebe nicht ver- 
zichtet werden kann. Diese Vorschrift liegt auch im 
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Interesse der Gewerbetreibenden, denn wäre die 
Möglichkeit der Erteilung von Auflagen oder An- 
ordnungen nicht gegeben, müßte die Erlaubnis ent- 
zogen werden, wenn infolge veränderter Verhält- 
nisse sich zusätzliche Schutzmaßnahmen als notwen- 
dig erweisen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift ist im, Interesse des Gastes erfor- 
derlich. Er soll nicht veranlaßt werden, ein alkolo- 
lisches Getränk zu bestellen, obwohl er aus be- 
stimmten Gründen nur alkoholfreie Getränke trin- 
ken will. Die Vorschrift dient auch dem Interesse 
der Verkehrssicherheit. Ergänzend sei hier bemerkt, 
daß die Erlaubnis, alkoholische Getränke abgeben 
zu dürfen, das Recht einschließt, auch alkoholfreie 
Getränke abzugeben, ohne daß hierzu eine beson- 
dere Erlaubnis notwendig ist (vgl. § 3 Abs. 3). 

Zu §7 

Durch Absatz 1 wird die im Interesse der Ver- 
braucher bereits übliche Abgabe von Zubehörwaren 
und die Erbringung von Zubehörleistungen in Gast- 
stättenbetrieben ausdrücklich zugelassen. Zu den 
Zubehörwaren gehören z. B. Tabakwaren, Streich- 
hölzer, Süßwaren, Gebäck, Zeitungen und Ansichts- 
poistkarten. Zubehörleistungen sind u. a. Haare- 
schneiden und Wäschereinigung in Hotels. 

Einem allgemein anerkannten Bedürfnis entspre- 
chend, wird durch Absatz 2 Nr. 1 die übliche Ab- 
gabe von Zubehörwaren an jedermann über die 
Straße (sog. Gassenschank) in bestimmten Grenzen 
zugelassen. Es muß sich um Getränke und Speisen 
handeln, die der Gewerbetreibende auch in seinem 
Betrieb verabreicht, 

Nummer 2 in Absatz 2 ist von besonderem Inter- 
esse für Trinkhallen und ähnliche Einrichtungen. 
Die Regelung stellt eine Kompromißlösung zwischen 
den offenkundig bestehenden Bedürfnissen der Ver- 
braucher und den Interessen des Einzelhandels dar. 
Sie legalisert im übrigen einen von den Verwal- 
tungsbehörden bereits jetzt weitgehend geduldeten 
Zustand. 

Der Verbraucher ist in der Lage, außerhalb der 
nach § 18 für Gaststätten geltenden Sperrzeit einen 
spontan auftretenden Bedarf auch während der Zeit 
zu befriedigen, in der andere Versorgungsquellen 
kraft gesetzlicher Regelung ihm nicht zur Verfügung 
stehen. Nach Auffassung des Ausschusses soll zwar 
die Regelung des § 7 nicht zu einer Ausuferung des 
Abgaberechts der Gaststätten führen. Andererseits 
sollten die zuständigen Stellen bei der Auslegung 
des Wortes „Süßwaren" nicht kleinlich verfahren. 
Im übrigen handelt es sich bei den genannten Waren 
ganz überwiegend um solche, die auch im Einzel- 
handel nach Ladenschluß durch Automaten verkauft 
werden dürfen. 

Zu § 8 

Die Erlaubnisbehörde hat aus Gründen der Über- 
wachung ein Interesse daran zu wissen, wie viele 


und welche Gaststättenbetriebe dem Publikum zur 
Verfügung stehen. Deshalb ist es für die Behörde 
wichtig, zu erfahren, ob ein Betrieb, für den eine 
Erlaubnis erteilt wurde, auch tatsächlich eröffnet 
worden ist. Ebenso ist es für die Übersicht über die 
Gesamtheit der Gaststättenbetriebe von Bedeutung, 
wenn ein Betrieb geschlossen wird. Um hier das 
Fortbestehen nicht ausgenutzter Gaststättenerlaub- 
nisse für längere Zeit zu verhindern, sieht § 8 vor, 
daß Erlaubnisse, die länger als ein Jahr nicht ausge- 
nutzt wurden, automatisch erlöschen. Die inter- 
essierten Behörden erhalten damit einen Überblick 
darüber, mit welchen Betrieben in absehbarer Zeit 
in einer bestimmten Straße oder in einem bestimm- 
tem Ortsteil zu rechnen ist. 


Zu §9 

Die Stellvertretungserlaubnis wird dem Erlaub- 
nisinhaber für einen bestimmten Stellvertreter er- 
teilt, sofern in der Person des Stellvertreters nicht 
ein Versagungsgrund nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 gegeben 
ist. Die Vorschrift gilt für natürliche und für juristi- 
sche Personen. 


Zu § 10 

Die in dieser Vorschrift erfolgte Privilegierung 
des überlebenden Ehegatten und des minderjährigen 
Erben entspricht im wesentlichen dem in § 46 der 
Gewerbeordnung enthaltenen Grundsatz. Dies gilt 
auch für die Sonderbehandlung der Nachlaßverwal- 
ter, Nachlaßpfleger und Testamentsvollstrecker. 

Zugunsten der genannten Personen bleibt die 
durch den Tod des Erlaubnisinhabers an sich erlo- 
schene Erlaubnis fortbestehen; eine neue Erlaubnis 
braucht nicht beantragt zu werden. 


Zu § 11 

Die Vorschrift soll es ermöglichen, den Inhaber- 
wechsel bei einem Gaststättenbetrieb möglichst rei- 
bungslos zu gestalten. 


Zu § 12 

Der Ausschuß anerkennt, daß in besonderen Fäl- 
len für eine vorübergehende Zeit eine Gastwirt- 
schaft schnell zur Verfügung stehen muß. Dies gilt 
z. B. bei Großbauten, bei denen die Arbeitnehmer 
in der Nähe der Baustelle beköstigt werden müssen. 
In solchen Fällen soll die Erlaubnis unter erleich- 
terten Voraussetzungen erteilt werden können, da 
an die hier in Betracht kommenden Gaststätten- 
betriebe nicht die sonst notwendigen strengen An- 
forderungen gestellt werden können, wobei berück- 
sichtigt werden muß, daß es sich immer entweder 
um befristete oder um jederzeit widerrufliche Ge- 
stattungen handelt. Zur rechtlichen Klarstellung soll 
in einem neuen Absatz 3 bestimmt werden, daß dem 
Gewerbetreibenden jederzeit Auflagen erteilt wer- 
den können. 
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Zu § 13 

Nach § 1 Abs. 2 betreibt ein erlaubnisbedürftiges 
Gaststättengewerbe auch derjenige, der im Reise- 
gewerbe unter den dort genannten Voraussetzungen 
alkoholische Getränke verabreicht. Das gleichzeitige 
Verabreichen von zubereiteten Speisen würde an 
und für sich unter Titel III Gewerbeordnung (Reise- 
gewerbe) fallen mit der Folge, daß der Gewerbe- 
treibende insoweit einer Reisegewerbekarte be- 
dürfte. Um den Gewerbetreibenden von dieser zu- 
sätzlichen Belastung zu befreien, soll ihm die ei nm al 
erteilte Erlaubnis für den Ausschank alkoholischer 
Getränke auch das Recht geben, ohne Reisegewerbe- 
karte zubereitete Speisen zu verabreichen. Darüber 
hinaus hält es der Ausschuß für wünschenswert, 
auch denjenigen, der als Unselbständiger im Reise- 
gewerbe diese Tätigkeiten ausübt, vom Erfordernis 
einer Reisegewerbekarte freizustellen. Diesem An- 
liegen trägt Satz 2 der Vorschrift Rechnung. 


Zu § 14 

Der Ausschuß hält es für erforderlich und vertret- 
bar, den Betrieb von sog. Straußwirtschaften wie 
bisher in gewissen Grenzen von der Erlaubnispflicht 
freizustellen. Es handelt sich hierbei im Grunde um 
ein altes Recht der Winzer und Obstbauern, selbst- 
gezogenen Wein ohne Erlaubnis auszuschenken. Da 
dieser Ausschank vielfach auch in gewerbsmäßiger 
Weise erfolgt, muß das Gesetz — unter bestimmten 
Voraussetzungen — den Ausschank von der Erlaub- 
nispflicht des § 1 freisteilen. 


Zu § 15 

Abweichend vom Regierungsentwurf soll nach 
Ansicht des Ausschusses in der Vorschrift eine Un- 
terscheidung zwischen Rücknahme- und Widerrufs- 
gründen erfolgen; dies entspricht der in Vorberei- 
tung befindlichen Regelung im Verwaltungsverfah- 
rensgesetz. Rücknahmegründe betreffen Umstände, 
die bereits bei Erteilung der Erlaubnis Vorlagen, 
aber der Erlaubnisbehörde noch nicht bekannt wa- 
ren; Widerrufsgründe sind solche Tatsachen, die 
nach Erteilung der Erlaubnis eintraten. 


Zu § 16 

Verschiedentlich ist im Gesetz (vgl. § 2) eine 
Freistellung von Erlaubnis vorgesehen. Bei die- 
sen Betrieben muß der Behörde die Möglichkeit der 
Untersagung gegeben werden, wenn dies zum 
Schutz der Allgemeinheit erforderlich ist. Aus Grün- 
den der Klarstellung hält es der Ausschuß mit Rück- 
sicht auf die unterschiedlichen landesrechtlichen 
Polizeigesetze für notwendig, im Gesetz selbst zu 
sagen, daß im Falle einer Untersagung auch die 
Fortsetzung des Betriebes mit den jeweils gegebe- 
nen Ordnungsmitteln verhindert werden kann. Der 
Rechtsausschuß hat sich dieser Auffassung ange- 
schlossen. 


Zu § 16 a 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, in einer be- 
sonderen Untersagungsvorschrift dem mißbräuch- 
lichen Ausschank alkoholischer Getränke im Einzel- 
handel zu begegnen. Die allgemeine Gewerbeunter- 
sagungsvorschrift des § 35 Gewerbeordnung dürfte 
hier nicht ausreichend sein, da es in den hier in 
Frage kommenden Fällen vielfach an der dort ge- 
nannten Rechtsgütergefährdung fehlen wird. 

Zu § 17 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß diese Vor- 
schrift im Hinblick auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 VerwGO 
entbehrlich ist und daher gestrichen werden sollte. 

Zu § 18 

Eine Notwendigkeit für eine grundsätzliche ein- 
heitliche Festsetzung des Beginns und des Endes 
der Sperrzeit vermag der Ausschuß nicht anzuerken- 
nen. Er glaubt, daß es gerade auch im Hinblick auf 
die regionalen Besonderheiten sinnvoller ist, den 
Ländern die Regelung der Sperrzeit zu überlassen. 
Allerdings dist der Ausschuß der Auffassung, daß 
alle Länder von der im Gesetz vorgesehenen Er- 
mächtigung Gebrauch machen sollen, daß also eine 
Sperrzeitregelung in jedem Land erlassen wird. Dies 
bringt die Formulierung des Absatzes 1 klar zum 
Ausdruck. 

Die Herausnahme der in Betrieben aufgestellten 
Waren- und Getränkeautomaten aus der Sperrzeit- 
regelung ist im Hinblick auf die Funktion der Auto- 
maten — u. a. wegen der Versorgung der Nacht- 
arbeiter — erforderlich. 

Zu § 19 

Der Ausschank alkoholischer Getränke kann aus 
besonderem Anlaß im Wege einer Allgemeinverfü- 
gung verboten werden, wenn dies zur Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
erforderlich ist. Zu denken ist z. B. an Sportveran- 
staltungen mit großem Zuschauerbesuch, an Auf- 
märsche und sonstige Großveranstaltungen. Das 
Verbot darf jedoch nur vorübergehender Art sein 
und für einen bestimmten örtlichen Bereich ausge- 
sprochen werden. 

Zu § 20 

Der Ausschuß hält es — etwa aus verkehrspolizei- 
lichen Gründen — nicht für erforderlich, in Omni- 
bussen das gewerbsmäßige Verabreichen alkoholi- 
scher Getränke zu verbieten, während in anderen 
Verkehrsmitteln, wie z. B. in Flugzeugen, alkoholi- 
sche Getränke verabreicht werden, ohne daß dies 
zu Mißiständen geführt hat. Dem Fahrer eines Omni- 
busses ist der Genuß alkoholischer Getränke bereits 
nach anderen Vorschriften verboten. Der Ausschuß 
spricht sich daher für Streichung der Nummer 1 des 
Regierungsentwurfs aus. Auch auf die Nummer 2 
kann nach Meinung des Ausschusses verzichtet wer- 
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den; die Vorschriften des Gesetzes zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit reichen aus, eine Ge- 
fährdung der Jugend durch Alkoholgenuß zu verhin- 
dern. Bei Schulveranstaltungen sind besondere Rege- 
lungen nicht erforderlich, da hier die Überwachung 
durch die Leitung der Schule gewährleistet ist; bei 
Sportveranstaltungen wird ein über die bisherigen 
Vorschriften hinausgehendes Verbot der Alkoholab- 
gabe an Jugendliche aus praktischen Gründen nicht 
für durchführbar gehalten. Im übrigen besteht noch 
die Möglichkeit des Alkoholausschankverbots nach 
§ 19 des Entwurfs. An dem Verbot der Nummer 4, 
Verbot der Verabreichung alkoholischer Getränke an 
erkennbar Betrunkene, muß nach Auffassung des 
Ausschusses festgehalten werden. Das Verbot rich- 
tet sich nur an den Gewerbetreibenden oder an die 
für den Betrieb verantwortliche Person (Geschäfts- 
führer, Stellvertreter), nicht aber z. B. an das Bedie- 
nungspersonal; dies ergibt sich aus den Worten „in 
Ausübung eines Gewerbes". 

Der Ausschuß hat geprüft, ob der Katalog der all- 
gemeinen Verbote ergänzt werden müsse um den 
Tatbestand der Warenunterschiebung durch Gast- 
wirte mit der Folge der Ahndung dieses Verstoß^es 
als Ordnungswidrigkeit. Der Ausschuß ist in seiner 
Mehrheit zu dem Ergebnis gekommen, daß Waren- 
unterschiebung Betrug sei, der nach den strafrecht- 
lichen Vorschriften geahndet werden könne. Eine 
Ergänzung der allgemeinen Verbote sei deshalb 
nicht erforderlich. 

Zu § 21 

Nach Auffassung des Ausschusses sollen die Lan- 
desregierungen nach Absatz 2 auch ermächtigt wer- 
den, Vorschriften über die Art der Entlohnung der 
im Gaststättenbetrieb Beschäftigten zu erlassen, je- 
doch nur insoweit, als tarifvertragliche Regelungen 
nicht bestehen. Diese Einschränkung stellt sicher, 
daß in die Tarifhoheit der Tarifpartner nicht einge- 
griffen wird. 

Zu § 22 

Gerade im Gaststättengewerbe kommt einer be- 
hördlichen Überwachung besondere Bedeutung zu. 
Die Vorschrift gibt hierzu die Möglichkeit. Der Aus- 
schuß legt jedoch Wert auf die Feststellung, daß die 
behördliche Überprüfung sich nur darauf erstrecken 
darf, ob der Gaststättenbetrieb ordnungsgemäß ge- 
führt wird. Dies gilt auch für die Überprüfung im 
Rahmen des Absatzes 2. Der Ausschuß hält es daher 
nicht für notwendig, dem Vorschlag des Rechtsaus- 
schusses zu folgen, zur Klarstellung in Absatz 2 vor 
dem Wort „befugt" die Worte „im Rahmen des Ab- 
satzes 1" einzufügen. 

Zu § 23 

Der Ausschuß kann sich in Übereinstimmung mit 
dem Rechtsausschuß der Auffassung des Bundes- 
rates, die Vorschrift des § 23 gehöre zum Polizei- 
recht im engeren Sinne, nicht anschließen. Er bejaht 
unter Hinweis auf Artikel 74 Nr. 1 1 GG die Bundes- 


kompetenz für die Einbeziehung des nichtgewerbs- 
mäßigen Ausschankes alkoholischer Getränke in 
Vereinen und Gesellschaften in den Geltungsbe- 
reich des Gesetzes. Der Zweck des Gesetzes könnte, 
worauf die Bundesregierung mit Recht hinweist, nur 
unvollständig erreicht werden, wenn der Alkohol- 
ausschank in Vereinen und Gesellschaften nicht den 
Vorschriften des Gesetzes unterworfen sei. Auf dem 
Umweg über die Gründung von „Vereinen" könnte 
das Gesetz ohne Schwierigkeit umgangen werden. 
Den Gedanken, das alte Gaststättengesetz für Ver- 
eine und Gesellschaften weiter bestehen zu lassen 
oder in elf Länderpolizeigesetzen Sonderregelungen 
für den Getränkeausschank in Vereinen und Ge- 
sellschaften zu schaffen, hält der Ausschuß — abge- 
sehen von erheblichen rechtspolitischen Bedenken 
— für nicht praktikabel. Der Ausschuß hält es aller- 
dings für erforderlich, einen bestimmten Kreis von 
Vereinen und Gesellschaften in vertretbarem Um- 
fang von der Anwendung des Gesetzes freizustel- 
len, sofern die alkoholischen Getränke in Räumen 
ausgeschenkt werden, die im Eigentum dieser Ver- 
eine oder Gesellschaften stehen oder ihnen miet- 
weise, leihweise oder aus einem anderen Grunde 
überlassen und die nicht Teil eines Gaststättenbe- 
triebes sind. In diesen Ausnahmefällen besteht ein 
allgemeines Interesse nur an der Anwendung be- 
stimmter Vorschriften des Gesetzes, die besonders 
den Schutz der Gäste und der Nachbarn betreffen. 
In dem vom Ausschuß vorgeschlagenen neuen Ab- 
satz 2 werden die in jedem Fall anzuwendenden 
Vorschriften ausdrücklich genannt. Sofern Miß- 
stände auftreten sollten, kann durch Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers für Wirtschaft be- 
stimmt werden, daß noch weitere Vorschriften des 
Gesetzes auf diese Vereine und Gesellschaften An- 
wendung finden. Im übrigen geht der Ausschuß 
davon aus, daß kommunale oder kirchliche Jugend- 
heime oder vergleichbare Jugendheime nicht unter 
§ 23 des Gesetzes fallen. 


Zu § 24 

In der Frage der Behandlung der Realgewerbe- 
berechtigungen übernimmt der Entwurf im wesent- 
lichen die bisher geltende Regelung, soweit nicht 
wegen des Wegfalles der Bedürfnisprüfung Ände- 
rungen notwendig sind. 

Der Ausschuß hält es allerdings im Interesse der 
Schaffung klarer Rechtsverhältnisse für sinnvoll, 
daß Realgewerheberechtigungen erlöschen, wenn 
sie drei Jahre lang nicht ausgeübt worden sind. 

Zu § 25 

Die hier genannten Einrichtungen können nach 
Ansicht des Ausschusses vom Anwendungsbereich 
des Gaststättengesetzes ausgenommen werden, weil 
sie nur mit Genehmigung der im Einzelfall zustän- 
digen Behörden errichtet werden dürfen und als- 
dann deren Überwachung unterliegen. Die Frei- 
stellung der Betriebe in Luftfahrzeugen ist mit 
Rücksicht auf den internationalen Luftverkehr er- 
forderlich. 
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Zu § 26 

Für die schon nach dem bisherigen Recht be- 
stehende Freistellung des Ausschanks selbster- 
zeugter Getränke in Bayern und Rheinland-Pfalz 
sprechen landsmannschaftliche und historische Ge- 
sichtspunkte. Der Ausschuß sieht keinen Anlaß, 
Änderungen vorzuschlagen. 

Zu § 27 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß es sich bei 
den hier aufgeführten Vorschriften um typische 
Fälle von Verwaltungsunrecht handelt, die als Ord- 
nungswidrigkeiten mit Geldbuße geahndet werden 
sollen. Er spricht sich daher für die Streichung des 
§ 27 und für die Einbeziehung seiner Tatbestände 
in den § 29 aus. Dies entspricht auch den modernen 
strafrechtlichen Grundsätzen, wie sie insbesondere 
auch durch den Entwurf eines (neuen) Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten zum Ausdruck gelan- 
gen. 

Zu § 28 

Diese Vorschrift ist insbesondere von Bedeutung 
im Hinblick auf § 22 des Entwurfs. Sie enthält den 
erforderlichen Schutz des Gewerbetreibenden vor 
der unbefugten Offenbarung von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen durch die Überwachungs- 
personen. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß 
eine Verletzung des § 28 kriminellen Charakter hat 
und daher als Vergehen bestraft werden muß. 

Zu § 29 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß — im Gegen- 
satz zu einer Verletzung des § 28 — Verstöße 
gegen die in § 29 genannten Vorschriften als Ord- 
nungswidrigkeiten zu ahnden sind (vgl. zu § 27). 
Er hält den im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Bußgeldrahmen für zu hoch und spricht sich für 
eine Halbierung der Bußgeldbeträge aus. Lediglich 
in besonders schweren Fällen, z. B. wenn der Täter 
sein ordnungswidriges Verhalten beharrlich wieder- 
holt, erscheint eine Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark gerechtfertigt. Im übrigen mußten 
verschiedene Nummern des § 29 Abs. 1 mit Rück- 
sicht auf die Änderungen der übrigen Vorschriften 
des Entwurfs geändert werden. 

Zu §§ 30 bis 32 

Die Vorschriften sind entsprechenden Bestimmun- 
gen in anderen neueren Gesetzen nachgebildet 
(z. B. Außenwirtschaftsgesetz, Arzneimittelgesetz, 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen). Auch 
in den hier in Betracht kommenden Verstößen han- 
delt es sich um Ordnungswidrigkeiten. 


Zu § 33 

Nach Auffassung des Ausschusses werden allge- 
meine Verwaltungsvorschriften für die Durchfüh- 
rung des Unterrichtungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 1 
Nr. 4 des Entwurfs notwendig werden. Insbeson- 
dere werden Einzelheiten über die Gestaltung der 
Unterrichtung, ihre Dauer u. ä. einheitlich für das 
gesamte Bundesgebiet festzulegen sein. 

Zu § 34 

Die Vorschrift ermächtigt in der üblichen Weise 
die Länder, die für die Durchführung des Gesetzes 
und der erlassenen Rechtsverordnungen zustän- 
digen Stellen zu bestimmen und das Verfahren 
z. B. bei Erteilung, Rücknahme und Widerruf der 
Erlaubnis zu regeln. 

Zu § 35 

Der Ausschuß hält es aus Gründen der Klar- 
stellung für zweckmäßig, im Gesetz darauf hinzu- 
weisen, daß die den Arbeitsschutz betreffenden 
Vorschriften durch das Gaststättengesetz nicht be- 
rührt werden. 

Zu § 36 

Im Interesse einer reibungslosen Durchführung 
des Gaststättengesetzes sollen die auf Grund des 
Gaststättengesetzes vom 28. April 1930 ergangenen 
Verordnungen bis zum Erlaß der neuen Vorschrif- 
ten in Kraft bleiben, soweit sie nicht mit den Vor- 
schriften des neuen Gesetzes in Widerspruch stehen. 

Zu § 37 

Zahlreiche frühere reichs- und landesrechtlichen 
Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachungen 
sind durch die Neuregelung überholt oder gegen- 
standslos; sie können aufgehoben werden. 

Zu § 38 

Die Vorschrift enthält die erforderlichen Uber- 
gangsvorschriften. Für Absatz 2 hat der Ausschuß 
— über den Regierungsentwurf hinausgehend — 
eine neue Fassung beschlossen, die den auf ge- 
werberechtlichem Gebiet in den süddeutschen Län- 
dern in den Jahren nach 1945 entstandenen beson- 
deren Rechtsverhältnissen Rechnung trägt. 

Zu §§ 39 bis 42 

Diese Vorschriften bedürfen keiner besonderen 
Erläuterung. 


Bonn, den 27. April 1967 


Wieninger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/205 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 1. Februar 1967 

Der Ausschuß für Wirtsdiaft und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Wieninger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gaststättengesetzes (GastG) 

— Drucksache V/205 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 
(15. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gaststättengesetzes 
(GastG) 

Der Bundestag hat miit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt, wer im stehenden Gewerbe 

1. Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle 
verabreicht (Schankwirtsdiaft), 

2. zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort 
und Stelle verabreicht (Spedsewirtschaft) 

oder 

3. Gäste beherbergt (Beherbergungsbetrieb), 

wenn der Betrieb jedermann oder bestimmten Per- 
sonenkreisen zugänglich ist, 

(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer im Reisegewerbe von 
einer festen Betriebsstätte aus alkoholische Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreidit. 


§ 2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch juri- 
stischen Personen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 

1. Milch, Milcherzeugnisse oder akoholfreie 
Milchmischgetränke verabreicht und zur 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Entwurf eines Gaststättengesetzes 
(GastG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gaststättengewerbe 

(1) unverändert 


(2) Bin Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer als selbständiger Ge- 
werbetreibender im Reisegewerbe von einer für die 

Dauer der Veranstaltung ortsfesten Betriebsstätte 
aus alkoholische Getränke zum Verzehr an Ort und 
Stelle verabreicht, wenn der Betrieb jedermann 
oder bestimmten Personenkreisen zugänglich ist. 

§ 2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch nicht- 
rechtsfähigen Vereinen erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. unverändert 
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Abgabe loser Milch nadi den Vorsdiriften 
des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 421), zuletzt geändert 
durch das Bundesseuchengesetz vom 
18. Juli 1961 {Bundesgesetzbl. I S. 1012) 
berechtigt ist, 

2. unentgeltliche Kostproben verabreicht, 

3. alkoholfreie Getränke aus Automaten 
verabreicht, 

4. Getränke oder zubereitete Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte aus Automa- 
ten verabreicht. 


(3) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer, ohne 
Sitzgelegenheit bereitzustellen, in räumlicher Ver- 
bindung mit seinem Ladengeschäft des Lebensmittel- 
einzelhandels oder des Lebensmittelhandwerks 
während der Ladenöffnungszeiten alkoholfreie Ge- 
tränke oder zubereitete Speisen verabreicht. 

(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als fünf Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
IsLuhmspflichtigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§ 3 

Inhalt der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Betriebs- 
art und für bestimmte Räume zu erteilen. Die Be- 
triebsart ist lin der Erlaubnisurkunde nach der Art 
und Weise der Betriebsgestaltung, insbesondere 
nach den Betriebszeiten und der Art der Getränke, 
der zubereiteten Speisen, der Beherbergung oder 
der Darbietungen, zu bezeichnen. 

(2) Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt wer- 
den; sie darf auf Zeit erteilt werden, soweit dieses 
Gesetz es zuläßt oder der Antragsteller es bean- 
tragt. 

(3) Die Erlaubnis zum Ausschank alkoholischer 
Getränke schließt die Erlaubnis zum Ausschank al- 
koholfreier Getränke ein. 

§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
die natürliche Person, bei juristischen Per- 
sonen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
eine nach Gesetz, Satzung oder Gesell- 


Be Schlüsse des 15. Ausschusses 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. Getränke oder zubereitete Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte verabreicht, 

5. alkoholfreie Getränke oder zubereitete 
Speisen in Kraftfahrzeugen anläßlich der 
Beförderung von Personen verabreicht. 

(3) unverändert 


(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als acht Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
laubnisbedürftigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§ 3 

Inhalt der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Betriebs- 
art und für bestimmte Räume zu erteilen. Die Be- 
triebsart ist in der Erlaubnisurkunde zu bezeichnen; 
sie bestimmt sich nach der Art und Weise der Be- 
triebsgestaltung, insbesondere nach den Betriebs- 
zeiten und der Art der Getränke, der zubereiteten 
Speisen, der Beherbergung oder der Darbietungen. 

(2) Die Erlaubnis darf auf Zeit erteilt werden, 
soweit dieses Gesetz es zuläßt oder der Antrag- 
steller es beantragt. 

(3) unverändert 


§ 4 

Versagungsgründe 

i(l) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Antragsteller die für den Gewerbe- 
betrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt, insbesondere dem Trünke ergeben 
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schaftsvertrag zur Vertretung berufene 
Person die für den Gewerbebetrieb erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, ins- 
besondere dem Trünke ergeben ist oder 
befürchten läßt, daß sie Unerfahrene, 
Leichtsinnige oder Willensschwäche aus- 
beuten wird oder dem Alkoholmißbrauch, 
verbotenem Glücksspiel, der Hehlerei oder 
der Unsittlichkeit Vorschub leisten wird 
oder die Vorschriften des Gesundheits- 
oder Lebensmittelrechts, des Arbeits- oder 
Jugendschutzes nicht einhalten wird, 

2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Beschäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit nicht genügen oder 


3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine 
örtliche Lage oder auf die Verwendung 
der Räume dem öffentlichen Interesse wi- 
derspricht, insbesondere erhebliche Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen für die 
Bewohner des Betriebsgrundstücks oder 
der Nachbargrundstücke oder für die All- 
gemeinheit befürchten läßt, 

4. der Antragsteller nicht durch eine Beschei- 
nigung der für den Ort seiner gewerbli- 
chen Niederlassung zuständigen Industrie- 
und Handelskammer nachweist, daß er 
über die mit der Führung des in Aussicht 
genommenen Betriebes verbundenen Ver- 
pflichtungen und über das Ausmaß der 
hierfür notwendigen allgemeinen kauf- 
männischen, betriebswirtsÄaftlichen, steu- 
errechtlichen und gewerbenechtlichen 
Kenntnisse unterrichtet worden ist. 

(2) Wird bei juristischen Personen oder nicht- 
rechtsfähigen Vereinen nach Erteilung der Erlaubnis 
eine andere Person zur Vertretung nach Gesetz, Sat- 
zung oder Gesellschaftsvertrag berufen, so ist 
dies unverzüglich der Erlaubnisbehörde anzuzeigen. 

(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

ist oder befürchten läßt, daß er Unerfah- 
rene, Leichtsinnige oder Willensschwäche 
ausbeuten wird oder dem Alkoholmiß- 
brauch, verbotenem Glücksspiel, der 
Hehlerei oder der Unsittlichkeit Vorschub 
leisten wird oder die Vorschriften des 
Gesundheits- oder Lebensmittelrechts, des 
Arbeits- oder Jugendschutzes nicht ein- 
halten wird. 


2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Beschäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit oder den sonst zur Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung notwendigen Anforderungen nicht 
genügen oder 

3. unverändert 


4. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. Die Landesregierungen kön- 
nen durch Rechtsverordnung die Ermächtigung auf 
oberste Landesbehörden übertragen. 
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§ 5 

Auflagen 

(1) Gewerbetreibenden, die einer Erlaubnis be- 
dürfen, können jederzeit Auflagen zum Schutze 

1. der Gäste gegen Ausbeutung und gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit, 

2. der im Betrieb Beschäftigten gegen Gefah- 
ren für Leben, Gesundheit oder Sittlich- 
keit oder 

3. der Bewohner des Betriebsgrundstücks 
oder der Nachbargrundstücke sowie der 
Allgemeinheit gegen erhebliche Nachteile, 
Gefahren oder Belästigungen 

erteilt werden. 

(2) Gegenüber Gewerbetreibenden, die ein er- 
laubnisfreies Gaststättengewerbe betreiben, können 
Anordnungen nach Maßgabe des Absatzes 1 erlas- 
sen werden. 

§ 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke 

Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zu verabreichen. 

§ 7 

Nebenleistungen 

(1) Im Gaststättengewerbe dürfen der Gewerbe- 
treibende oder Dritte auch während der Laden- 
schlußzeiten Zubehörwaren an Gäste abgeben und 
ihnen Zubehörleistungen erbringen. 

(2) Der Schank- oder Speisewirt darf außerhalb 
der Sperrzeit zum alsbaldigen Verzehr oder Ver- 
brauch 

il. Getränke und zubereitete Speisen, die er 
in seinem Betrieb verabreichen darf, 

2. Flaschenbier, alkoholfreie Getränke, Ta- 
bak- und Süßwaren 

an jedermann über die Straße abgeben. 

§ 8 

Erlöschen der Erlaubnis 

Die Erlaubnis erlischt, wenn der Inhaber den Be- 
trieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der 
Erlaubnis begonnen oder seit einem Jahr nicht mehr 
ausgeübt hat. Die Fristen können verlängert wer- 
den, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 5 

unverändert 


§ 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke 

Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. 

§ 7 

Nebenleistungen 

(1) unverändert 


(2) Der Schank- oder Speisewirt darf außerhalb 
der Sperrzeit zum alsbaldigen Verzehr oder Ver- 
brauch 

1. Getränke und zubereitete Speisen, die er 
in seinem Betrieb verabreicht, 

2. unverändert 

an jedermann über die Straße abgeben. 

§ 8 

unverändert 
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§ 9 

Stellvertretungserlaubnis 

Wer ein erlaubnisbedürftiges Gaststättengewerbe 
durch einen Stellvertreter betreiben will, bedarf 
einer Stellvertretungserlaubnis; sie wird dem Er- 
laubnisinhaber für einen bestimmten Stellvertreter 
erteilt und kann befristet oder inhaltlich beschränkt 
werden. Die Vorschriften des § 4 Abs. 1 Nr, 1 und 
des § 8 gelten entsprechend. 

§ 10 

Weiterführung des Gewerbes 

Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers darf das 
Gaststättengewerbe auf Grund der bisherigen Er- 
laubnis durch den Ehegatten oder die minderjähri- 
gen Erben während der Minderjährigkeit weiterge- 
führt werden. Das gleiche gilt für Nachlaß Verwalter, 
Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrecker bis zur 
Dauer von zehn Jahren nach dem Erbfall. Die in 
Satz 1 und 2 bezeichneten Personen haben der Er- 
laubnisbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten, 
wenn sie den Betrieb weiterführen wollen. 

§ 11 

Vorläufige Erlaubnis und vorläufige 
Stellvertretungserlaubnis 

(1) Personen, die einem erlaubnispflichtigen Gasi- 
stättenbetrieb von einem anderen übernehmen wol- 
len, kann die Ausübung des Gaststättengewerbes 
bis zur Erteilung der Erlaubnis auf Widerruf gestat- 
tet werden. Die vorläufige Erlaubnis soll nicht für 
eine längere Zeit als drei Monate erteilt werden; die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erteilung 
einer vorläufigen Stellvertretungserlaubnis. 

§ 12 

Gestattung 

(1) Aus besonderem Anlaß kann der Betrieb 
eines erlaubnisbedürftigen Gaststättengewerbes auf 
Zeit oder auf Widerruf gestattet werden. 

(2) Die entgeltliche Abgabe von Kostproben auf 
Ausstellungen kann auf Widerruf gestattet werden; 
Titel III der Gewerbeordnung findet insoweit keine 
Anwendung. 


§ 13 

Alkoholausschank im Reisegewerbe 

Auf die in § 1 Abs. 2 genannten Tätigkeiten fin- 
det Titel III der Gewerbeordnung keine Anwen- 


Be Schlüsse des 15. Ausschusses 

§ 9 

Stellvertretungserlaubnis 

Wer ein erlaubnisbedürftiges Gaststättengewerbe 
durch einen Stellvertreter betreiben will, bedarf 
einer Stellvertretungserlaubnis; sie wird dem Er- 
laubnisinhaber für einen bestimmten Stellvertreter 
erteilt und kann befristet werden. Die Vorschriften 
des § 4 Abs. 1 Nr. 1 und des § 8 gelten entsprechend. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

Vorläufige Erlaubnis und vorläufige 
Stellvertretungserlaubnis 

(1) Personen, die einen erlaubnisbedürftigen Gast- 
stättenbetrieb von einem anderen übernehmen wol- 
len, kann die Ausübung des Gaststättengewerbes 
bis zur Erteilung der Erlaubnis auf Widerruf gestat- 
tet werden. Die vorläufige Erlaubnis goll nicht für 
eine längere Zeit als drei Monate erteilt werden; die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(2) unverändert 

§ 12 

Gestattung 

(1) Aus besonderem Anlaß kann der Betrieb eines 
erlaubnisbedürftigen Gaststättengewerbes unter 
erleichterten Voraussetzungen vorübergehend auf 
Widerruf gestattet werden. 

(2) unverändert 


(3) Dem Gewerbetreibenden können jederzeit 
Auflagen erteilt werden. 

§ 13 

Gaststätten ohne gewerbliche Niederlassung 

Die Befugnis, ein Gaststättengewerbe im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 zu betreiben, berechtigt auch zubereitete 
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düng. An der Betriebsstätte müssen in einer für je- 
dermann erkennbaren Weise der Name mit minde- 
stens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 


§ 14 

Straußwirtschaften 

Die Länder können bestimmen, daß der Aus- 
schank selbsterzeugten Weines oder Apfelweines 
und im Zusammenhang hiermit das Verabreichen 
von zubereiteten Speisen zum Verzehr an Ort und 
Stelle für die Dauer von höchstens vier Monaten 
oder, soweit dies bisher nach Landesrecht zulässig 
war, von höchstens sechs Monaten, und zwar zusam- 
menhängend oder in zwei Zeitabschnitten im Jahre, 
keiner Erlaubnis bedarf. Sie können hierbei Vor- 
schriften über 

1. die persönlichen und räumlichen Vorausset- 
zungen für den Ausschank sowie über Menge 
und Jahrgang des ausgeschenkten Weines 
oder Apfelweines, 

2. das Verabreichen von zubereiteten Speisen 
zum Verzehr an Ort und Stelle, 

3. die Art der Betriebsführung 
erlassen. 


§ 15 

Rücknahme der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn Tatsachen be- 
kanntwerden, die die Versagung nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 rechtfertigen würden. 


(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
lassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht er- 
füllt. 


— 5. Wahlperiode 
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Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. Titel III der Gewerbeordnung findet keine 
Anwendung, auch soweit es sich um Personen han- 
delt, die das Reisegewerbe nicht selbständig be- 
treiben. An der Betriebsstätte müssen in einer für 
jedermann erkennbaren Weise der Name mit min- 
destens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 

§ 14 

Straußwirtschaften 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnungen zur Erleichterung des Absatzes selbster- 
zeugten Weines oder Apfelweines bestimmen, daß 
der Ausschank dieser Getränke und im Zusammen- 
hang hiermit das Verabreichen von zubereiteten 
Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle für die Dauer 
von höchstens vier Monaten oder, soweit dies bis- 
her nach Landesrecht zulässig war, von höchstens 
sechs Monaten, und zwar zusammenhängend oder in 
zwei Zeitabschnitten im Jahre, keiner Erlaubnis be- 
darf. Sie können hierbei Vorschriften über 

1. die persönlichen und räumlichen Vorausset- 
zungen für den Ausschank sowie über Menge 
und Jahrgang des zum Ausschank bestimmten 
Weines oder Apfelweines, 

2. das Verabreichen von Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle, 

3. unverändert 

erlassen. Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung die Ermächtigung auf oberste 
Landesbehörden oder andere Behörden übertragen. 

§ 15 

Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, 
daß bei ihrer Erteilung Versagungsgründe nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Vorlagen. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der 
Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 rechtfertigen würden. 

(3) Sie kann widerrufen werden, wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
lassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht in- 
nerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, 
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3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
lühren läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
Abs. 1 ergangenen Verbot beschäftigt. 

(3) Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 gelten 
entsprechend für die Rücknahme der Stellvertre- 
tungiserlaubnis. 

§ 16 

Untersagung erlaubnisfreier Betriebe 

Der Betrieb eines Gaststättengewerbes, für den 
eine Erlaubnis nicht erforderlich ist, kann untersagt 
werden, wenn 

1. Tatsachen bekanntwerden, die nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 die Versagung einer Erlaubnis rechtfer- 
tigen würden, 

2. der Gerwierbetreibende eine Anordnung nach 
§ 5 Abs. 2 nicht befolgt, 

3. der Gewerbetreibende Personen entgegen 
einem nach § 21 Abs. 1 ergangenen Verbot be- 
schäftigt. 


§ 17 

Vorläuiige Betriebsschließung 

In den Fällen der §§15 und 16 kann der Betrieb 
vorläufig geschlossen werden, wenn dies zur Ab- 
wehr besonderer Gefahren erforderlich ist. Die vor- 
läufige Betriebsschließung kann höchstens für die 
Dauer von drei Monaten ausgesprochen werden. 

§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schankwirtschaften, Speisewirtschaften 
und öffentliche Vergnügungsstätten beginnt die 
Sperrzeit um 1.00 Uhr nachts und endet um 5.00 Uhr 
morgens. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
betreiben läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
ergangenen Verbot beschäftigt. 

(4) Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 3 Nr. 1, 2 und 
4 gelten entsprechend für die Rücknahme und den 
Widerruf der Stellvertretungserlaubnis. 

§ 16 

Untersagung erlaubnisfreier Betriebe 

Der Betrieb eines Gaststättengewerbes, für den 
eine Erlaubnis nicht erforderlich ist, kann untersagt 

und seine Fortsetzung verhindert werden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. der Gewerbetreibende Personen entgegen 
einem nach § 21 ergangenen Verbot be- 
schäftigt. 

§ 16 a 

Untersagung des Einzelhandels 
mit alkoholischen Getränken 

Der Einzelhandel mit alkoholischen Getränken 
kann untersagt und seine Fortsetzung verhindert 
werden, wenn der Gewerbetreibende solche Ge- 
tränke ohne Erlaubnis ausgeschenkt hat und des- 
halb innerhalb der letzten drei Jahre rechtskräftig 
bestraft oder mit Geldbuße belegt worden ist. 

§ 17 

Entfällt 


§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schank- und Speise wirtschaften sowie für 
öffentliche Vergnügungsstätten ist durch Rechtsver- 
ordnung der Landesregierungen eine Sperrzeit all- 
gemein festzusetzen. In der Rechtsverordnung ist zu 
bestimmen, daß die Sperrzeit bei Vorliegen eines 
öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse allgemein oder für einzelne Betriebe 
verlängert, verkürzt oder aufgehoben werden 
kann. Die Sperrzeit kann nach der Getränkeart un- 
terschiedlich festgesetzt werden. Die Landesregie- 
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(2) Die Landesregierungen können für besondere 
örtliche Verhältnisse oder besondere Anlässe durch 
Rechtsverordnung abweichend von Absatz 1 Vor- 
schriften über die Festsetzung und Handhabung der 
Sperrzeit erlassen und anordnen, unter welchen 
Voraussetzungen sie verlängert oder verkürzt wer- 
den darf. 


§ 19 

Verbot des Ausschanks alkoholischer Getränke 

Aus besonderem Anlaß kann der gewerbsmäßige 
Ausschank alkoholischer Getränke vorübergehend 
für bestimmte Zeit und für einen bestimmten ört- 
lichen Bereich ganz oder teilweise verboten werden, 
wenn dies zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. 

§ 20 

Allgemeine Verbote 

Verboten ist, 

1. gewerbsmäßig alkoholische Getränke in Omni- 
bussen zu verabreichen, 

2. gewerbsmäßig alkoholische Getränke bei 
Schul-, Jugend- oder Sportveranstaltungen an 
Jugendliche unter 18 Jahren zu verabreichen, 

3. Branntwein oder überwiegend branntweinhal- 
tige Lebensmittel durch Automaten feilzuhal- 
ten, 

4. in Ausübung eines Gewerbes alkoholische Ge- 
tränke an Betrunkene zu verabreichen, 

5. im Gaststättengewerbe das Verabreichen von 
Speisen oder von alkoholfreien Getränken von 
der Bestellung alkoholischer Getränke abhän- 
gig zu machen. 


§ 21 

Beschäftigte Personen 

(1) Die Beschäftigung einer Person in einem Gast- 
stättenbetrieb kann dem Gewerbetreibenden unter- 
sagt werden, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

rungen können durch Rechtsverordnung die Ermäch- 
tigung auf oberste Landesbehörden oder andere Be- 
hörden übertragen. 


(2) Die Vorschriften über die Sperrzeit finden 
keine Anwendung auf das Verabreichen von alko- 
holfreien Getränken, Bier und Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle aus Automaten in Betrieben an 
dort Beschäftigte. 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

Allgemeine Verbote 

Verboten ist 

Nummer 1 entfällt 

Nummer 2 entfällt 


3. unverändert 


4. in Ausübung eines Gewerbes alkoholische Ge- 
tränke an erkennbar Betrunkene zu verabreichen, 

5. im Gaststättengewerbe das Verabreichen von 
Speisen von der Bestellung von Getränken ab- 
hängig zu machen oder bei der Nichtbestellung 
von Getränken die Preise zu erhöhen, 

6. im Gaststättengewerbe das Verabreichen alko- 
holfreier Getränke von der Bestellung alkoholi- 
scher Getränke abhängig zu machen oder bei der 
Nichtbestellung alkoholischer Getränke die 
Preise zu erhöhen. 

§ 21 

Beschäftigte Personen 

(1) Die Beschäftigung einer Person in einem Gast- 
stättenbetrieb kann dem Gewerbetreibenden unter- 
sagt werden, wenn Tatsachen die Annahme recht- 


17 



Drucksache V/1652 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

daß die Person die für ihre Tätigkeit erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

(2) Die Landesregierungen können zur Aufrecht- 
erhaltung der Sittlichkeit oder zum Schutze der 
Gäste durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Zulassung, das Verhalten und die Art der Tätig- 
keit der in Gaststättenbetrieben Beschäftigten erlas- 
sen. 


(3) Die Vorschriften des § 16 Abs. 3 der Arbeits- 
zeitordnung vom 30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 447), zuletzt geändert durch das Gesetz über den 
Ladenschluß vom 28. November 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 875) und des § 37 Abs. 2 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 665), zuletzt geändert durch das Bundes- 
urlaubsgesetz vom 8. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2), bleiben unberührt. 

§ 22 

Auskunft und Nachschau 

(1) Die Inhaber von Gaststättenbetrieben, ihre 
Stellvertreter und die mit der Leitung des Betriebes 
beauftragten Personen haben den zuständigen Be- 
hörden die für die Durchführung dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung des Betriebes beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen 
und Besichtigungen vorzunehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen. Der Auskunftspflichtige hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 23 

Vereine und Gesellschaften 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über den Aus- 
schank alkoholischer Getränke finden auch auf Ver- 
eine und Gesellschaften Anwendung, die kein Ge- 
werbe betreiben; dies gilt nicht für den Ausschank 
an Arbeitnehmer dieser Vereine oder Gesellschaf- 
ten. 
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fertigen, daß die Person die für ihre Tätigkeit erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

(2) Die Landesregierungen können zur Aufrecht- 
erhaltung der Sittlichkeit oder zum Schutze der 
Gäste durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Zulassung, das Verhalten und die Art der Tätig- 
keit sowie, soweit tarifvertragliche Regelungen nicht 
bestehen, die Art der Entlohnung der in Gaststätten- 
betrieben Beschäftigten erlassen. Die Landesregie- 
rungen können durch Rechtsverordnung die Ermäch- 
tigung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(3) Die Vorschriften des § 16 Abs. 3 der Arbeits- 
zeitordnung vom 30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 447), zuletzt geändert durch das Gesetz über den 
Ladenschluß vom 28. November 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 875) und des § 37 Abs. 2 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 665), zuletzt geändert durch das Dritte Ge- 
setz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 29. Juli 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 455), bleiben 
unberührt. 

§ 22 

unverändert 


§ 23 

Vereine und Gesellschaften 

( 1 ) Die Vorschriften dieses Gesetzes über den 
Ausschank alkoholischer Getränke finden auch auf 
Vereine und Gesellschaften Anwendung, die kein 
Gewerbe betreiben; dies gilt nicht für den Ausschank 
an Arbeitnehmer dieser Vereine oder Gesellschaf- 
ten. 
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§ 24 

Realgewerbeberechtigung 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch 
auf Realgewerbeberechtigungen Anwendung mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Beschaffenheit 
und die Einteilung der Räume (§ 4 Abs. 1 Nr. 2) und 
über das öffentliche Interesse hinsichtlich der Ver- 
wendung der Räume (§ 4 Abs. 1 Nr. 3); auch diese 
Vorschriften finden jedoch Anwendung, falls das 
Gaststättengewerbe in den letzten drei Jahren vor 
Antragstellung nicht betrieben worden ist. Die Frist 
kann von der Erlaubnisbehörde verlängert werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Die Länder können bestimmen, daß auch die 
in Absatz 1 ausgenommenen Vorschriften Anwen- 
dung finden, wenn die Erlaubnis auf Grund einer 
Realgewerbeberechtigung für ein Grundstück nach- 
gesucht wird, auf welchem die Erlaubnis auf Grund 
dieser Realgewerbeberechtigung bisher nicht ausge- 
übt wurde. 

§ 25 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung auf Betreuungseinrichtungen, insbeson- 
dere Kantinen und Kameradschaftsheime, der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte, der Bundeswehr, des Bun- 
desgrenzschutzes oder der in Gemeinschaftsunter- 
künften untergebrachten Polizei sowie auf die Mes- 
sen an Bord, soweit sich diese Betriebe überwiegend 
auf die Bewirtung der Angehörigen dieser Verbände 
beschränken. Dies gilt auch für Betreuungseinrich- 
tungen der Bundespost. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
und mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die Vorschriften dieses 
Gesetzes auch auf Bahnhofsgaststätten, Speisewa- 
gen, Kantinen und Betriebsküchen der nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs ganz 
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(2) Werden in den Fällen des Absatzes 1 alko- 
holische Getränke in Räumen ausgeschenkt, die im 
Eigentum dieser Vereine oder Gesellschaften stehen 
oder ihnen mietweise, leihweise oder aus einem an- 
deren Grunde überlassen und nicht Teil eines Gast- 
stättenbetriebes sind, so finden die Vorschriften die- 
ses Gesetzes mit Ausnahme der §§ 5, 6, 16, 18, 22 
sowie des § 29 Abs. 1 Nr. 2, 6, 10 und 11 und Ab- 
satz 2 Nr. 1 und 2 keine Anwendung. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß auch andere Vorschriften dieses Gesetzes An- 
wendung finden, wenn durch den Ausschank alkoho- 
lischer Getränke Gefahren für die Sittlichkeit oder 
für Leben oder Gesundheit der Gäste oder der Be- 
schäftigten entstehen. 

§ 24 

Realgewerbeberechtigung 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch 
auf Realgewerbeberechtigungen Anwendung mit 
Ausnahme der Vorschriften über die Lage der 
Räume {§ 4 Abs. 1 Nr. 2) und über das öffentliche 
Interesse hinsichtlich der Verwendung der Räume 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 3). Realgewerbeberechtigung, die 
drei Jahre lang nicht ausgeübt worden sind, er- 
löschen. Die Frist kann von der Erlaubnisbehörde 
verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vor- 
liegt. 

(2) Die Länder können bestimmen, daß auch die 
in Absatz 1 ausgenommenen Vorschriften Anwen- 
dung finden, wenn um die Erlaubnis auf Grund einer 
Realgewerbeberechtigung für ein Grundstück nach- 
gesucht wird, auf welchem die Erlaubnis auf Grund 
dieser Realgewerbeberechtigung bisher nicht ausge- 
übt wurde. 

§ 25 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung auf Betreuungseinrichtungen, insbeson- 
dere Kantinen und Kameradschaftsheime, der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte, der Bundeswehr, des Bun- 
desgrenzschutzes oder der in Gemeinschaftsunter- 
künften untergebrachten Polizei sowie auf die Mes- 
sen an Bord, soweit sich diese Betriebe überwiegend 
auf die Bewirtung der Angehörigen dieser Verbände 
beschränken. Dies gilt auch für Betreuungseinrich- 
tungen der Bundespost und für Luftfahrzeuge. 

(2) unverändert 
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oder teilweise keine Anwendung finden, wenn auf 
andere Weise sichergestellt ist, daß durch diese Be- 
triebe keine Gefahren für die Sittlichkeit oder für 
Leben oder Gesundheit der Gäste oder der Beschäf- 
tigten entstehen oder diese Betriebe dem öffent- 
lichen Interesse nicht widersprechen. 

§ 26 

Sonderregelung 

(1) Soweit in Bayern und Rheinland-Pfalz der 
Ausschank selbsterzeugter Getränke ohne Erlaubnis 
gestattet ist, bedarf es hierfür auch künftig keiner 
Erlaubnis. Die Landesregierungen können zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung durch Rechtsverordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank aufstellen, insbeson- 
dere die Dauer des Ausschanks innerhalb des Jah- 
res bestimmen und die Art der Betriebsführung 
regeln. 


(2) Die in Bayern bestehenden Kommunbraube- 
rechtigungen sowie die in Rheinland-Pfalz beste- 
hende Berechtigung zum Ausschank selbsterzeugten 
Branntweins erlöschen, wenn sie seit zehn Jahren 
nicht mehr ausgeübt worden sind. 

5 27 

Unbefugte Gewerbeausübung 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstraie oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche Er- 
laubnis alkoholische Getränke verabreicht 
oder Gäste beherbergt oder 

2. entgegen § 20 Nr. 4 in Ausübung eines Ge- 
werbes alkoholische Getränke an Betrun- 
kene verabreicht. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr. 

§ 28 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
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§ 26 

Sonderregelung 

(1) Soweit in Bayern und Rheinland-Pfalz der 
Ausschank selbsterzeugter Getränke ohne Erlaubnis 
gestattet ist, bedarf es hierfür auch künftig keiner 
Erlaubnis. Die Landesregierungen können zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung durch Rechtsverordnung allgemeine Voraus- 
setzungen für den Ausschank aufstellen, insbeson- 
dere die Dauer des Ausschanks innerhalb des Jah- 
res bestimmen und die Art der Betriebsführung 
regeln. Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung die Ermächtigung auf oberste Landes- 
behörden übertragen. 

(2) unverändert 


§ 27 

entfällt 


§ 28 

unverändert 
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ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis alkoholfreie Getränke oder zu- 
bereitete Speisen verabreicht, 

2. einer inhaltlichen Beschränkung der Er- 
laubnis nach § 3 Abs. 2 zuwiderhandelt 
oder einer Auflage oder Anordnung nach 
§ 5 nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, 

3. über den in § 7 erlaubten Umfang hinaus 
Waren abgibt oder Leistungen erbringt, 

4. ohne die nach § 9 erforderliche Erlaubnis 
ein Gaststättengewerbe durch einen 
Stellvertreter betreibt oder in einem 
Gaststättengewerbe als Stellvertreter 
tätig ist, 

5. die nach § 4 Abs. 2 oder § 10 Satz 3 
erforderliche Anzeige nicht oder nicht 
unverzüglich erstattet, 

6. als Inhaber einer Schankwirtschaft, Spei- 
sewirtschaft oder öffentlichen Vergnü- 
gungsstätte oder als dessen Beauftragter 
duldet, daß ein Gast nach Beginn der 
Sperrzeit in den Betriebsräumen verweilt, 

7. entgegen einem Verbot nach § 19 alko- 
holische Getränke verabreicht, 

8. einem Verbot des § 20 Nr. 1 bis 3 oder 
Nr. 5 über das Verabreichen alkoholischer 
Getränke oder das Feilhalten von Brannt- 
wein oder überwiegend branntweinhalti- 
gen Lebensmitteln zuwiderhandelt. 


9. Personen beschäftigt, deren Beschäftigung 
ihm nach § 21 Abs. 1 untersagt worden 
ist. 


§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis Getränke oder zubereitete Spei- 
sen verabreicht oder Gäste beherbergt, 

2. einer Auflage oder Anordnung nach § 5 
oder einer Auflage nach § 12 Abs. 3 

nicht, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig nachkommt, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. einem Verbot des § 20 Nr. 3 über das 
Feilhalten von Branntwein oder über- 
wiegend branntweinhaltigen Lebensmit- 
teln zuwiderhandelt oder entgegen dem 
Verbot des § 20 Nr. 5 das Verabreichen 
von Speisen von der Bestellung von Ge- 
tränken abhängig macht oder entgegen 
dem Verbot des § 20 Nr. 6 das Verabrei- 
chen alkoholfreier Getränke von der Be- 
stellung alkoholischer Getränke abhängig 
macht, 

8a. entgegen dem Verbot des § 20 Nr. 4 in 
Ausübung eines Gewerbes alkoholische 
Getränke oder in den Fällen des § 20 
Nr. 6 bei Nichtbestellung alkoholischer 
Getränke die Preise erhöht. 

9. unverändert 
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10. entgegen § 22 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, den Zutritt zu den für den 
Betrieb benutzten Grundstücken und 
Räumen nicht gestattet oder die Einsicht 
in geschäftliche Unterlagen nicht gewährt, 

11. den Vorschriften einer auf Grund des 
§ 21 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
ordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 


12. einer Vorschrift einer Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, die auf Grund des § 17 
Abs. 2 des Gaststättengesetzes vom 28. 
April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gaststättengesetzes vom 4. Au- 
gust 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171} er- 
lassen ist. 


(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen §6 keine alkoholfreien Getränke 
verabreicht, 

2. ein erlaubnisfreies Gaststättengewerbe 
betreibt, obwohl ihm der Betrieb nach § 16 
untersagt worden ist 


3. als Gast in den Räumen einer Schankwirt- 
schaft, einer Speisewirtschaft oder einer 
öffentlichen Vergnügungsstätte über den 
Beginn der Sperrzeit hinaus verweilt, ob- 
wohl der Gewerbetreibende, ein in seinem 
Betrieb Beschäftigter oder ein Beauftragter 
der zuständigen Behörde ihn ausdrücklich 
aufgefordert hat, sich zu entfernen. 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. Eine 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 
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10. unverändert 


11. den Vorschriften einer auf Grund der 
§§ 14, 18 Abs. 1, 21 Abs. 2 oder des § 26 
Abs. 1 Satz 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechts- 
verordnung für einen bestimmten Tat- 
bestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist oder 

12. einer Vorschrift zuwiderhandelt, die auf 
Grund des § 17 Abs. 2 des Gaststätten- 
gesetzes vom 28. April 1930 (Reichsge- 
setzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gaststät- 
tengesetzes vom 4. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1171) oder des Gesetzes 
über weibliche Angestellte in Gast- und 
Schankwirtschaften vom 15. Januar 1920 
(Reichsgesetzbl. S. 69) erlassen worden 
ist. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. unverändert 

2. unverändert 


2a. Einzelhandel mit alkoholischen Geträn- 
ken betreibt, obwohl ihm dies nach 
§ 16 a untersagt worden ist, oder 

3. unverändert 


(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zweitausendfünfhundert Deutsche Mark geahndet 
werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 
kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deut- 
sche Mark geahndet werden. In besonders schweren 
Fällen kann die Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden; ein besonders schwerer Fall liegt in der Re- 
gel vor, wenn der Täter sein Verhalten beharrlich 
wiederholt. 

(4) Gebührenpflichtige Verwarnungen nach § 8 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten können in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 auch die hierzu be- 
sonders ermächtigten Beamten des Polizeivollzugs- 
dienstes erteilen. 
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§ 30 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Strafvorschriften des § 27 und die Buß- 
geldvorschriften des § 29 gelten auch für denjenigen, 
der als vertretungsberechtigtes Organ einer juristi- 
schen Person, als Mitglied eines solchen Organs, als 
vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft oder als gesetzlicher Vertre- 
ter eines anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn 
die Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis 
begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines ande- 
ren beauftragt oder von diesem ausdrücklich damit 
betraut ist, in eigener Verantwortung Pflichten zu 
erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
erlegen. 

§ 31 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine durch 
§ 27 mit Strafe oder durch § 29 mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber oder 
Leiter des Betriebs oder ein Mitglied des zur ge- 
setzlichen Vertretung berufenen Organs einer juri- 
stischen Person oder einen vertretungsberechtigten 
Gesellschafter einer Personcnhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn sie vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt 
haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 21 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark. 

(3) fm Falle eines Verstoßes gegen § 29 beträgt 
die Geldbuße 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 32 

Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Straftat nach 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 30 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 29 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines sol- 
chen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) unverändert 


§ 31 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine in § 29 
mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Inhaber oder Leiter des Betriebes oder den ge- 
setzlichen Vertreter des Inhabers, gegen ein Mit- 
glied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Or- 
gans einer juristischen Person oder einen vertre- 
tungsberechtigten Gesellschafter einer Personenhan- 
delsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichts- 
pflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf be- 
ruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 29 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 8 a 

1. unverändert 


2. unverändert 

(3) In den übrigen Fällen des § 29 beträgt die 
Geldbuße 

1. unverändert 

2. unverändert 

§ 32 

Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
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§ 27 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 29, so 
kann auch gegen die juristische Person oder die Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Die Geldbuße betrügt, wenn die Straftat vor- 
sätzlich begangen worden ist, bis zu zwanzigtausend 
Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen wor- 
den ist, bis zu zehntausend Deutsche Mark. Ist eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 29 begangen worden, so 
ist die Geldbuße nach dieser Vorschrift zu bemessen. 

(3) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit 
empfangen oder aus ihr gezogen hat. 

§ 33 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften. 

§ 34 

Zuständigkeit 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen bestimmen die für die Ausführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


§ 35 

Anwendbarkeit der Gewerbeordnung 

Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegenden Gewerbebetriebe finden die Vorschriften 
der Gewerbeordnung soweit Anwendung, als nicht 
in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen 
worden sind. 

§ 36 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer durch dieses Gesetz auf- 
gehobenen Vorschrift erlassen worden sind, gelten 
bis zu ihrer Aufhebung fort, soweit sie nicht mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes in Widerspruch stehen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Widrigkeit nach § 29, so kann auch gegen die juristi- 
sche Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße nach Maßgabe dieser Vorschrift fest- 
gesetzt werden. 

Absatz 2 entfällt 


(3) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 

§ 33 

unverändert 


§ 34 

Zuständigkeit und Verfahren 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen können die für die Ausführung 
dieses Gesetzes und der nach diesem Gesetz ergan- 
genen Rechtsverordnungen zuständigen Behörden 
bestimmen; die Landesregierungen oder die von 
ihnen durch Rechtsverordnung bestimmten obersten 
Landesbehörden können ferner durch Rechtsverord- 
nung das Verfahren, insbesondere bei Erteilung so- 
wie bei Rücknahme und Widerruf von Erlaubnissen 
und bei Untersagungen, regeln. 

§ 35 

Anwendbarkeit der Gewerbeordnung 

Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegenden Gewerbebetriebe finden die Vorschriften 
der Gewerbeordnung soweit Anwendung, als nicht 
in diesem Gesetz besondere Bestimmungen getroffen 
worden sind; die Vorschriften über den Arbeits- 
schutz werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


§ 36 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer durch dieses Gesetz auf- 
gehobenen Vorschrift erlassen worden sind, gelten 
bis zu ihrer Aufhebung fort, soweit sie nicht mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes in Widerspruch stehen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
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des Bundesrates bedarf, hiernach fortgeltende 
Rechtsverordnungen aufzuheben. 

§ 37 

Aufgehobene Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gaststättengesetzes 
vom 4. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171), 

2. die Verordnung des Reichswirtschaftsministers 
vom 21. Juni 1930 zur Ausführung des Gaststät- 
tengesetzes (Reichsgesetzbl. I S. 191), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gaststättengeset- 
zes vom 19. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 37), 

3. die Verordnung über Speiseeiswirtschaften vom 

16. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 709), 

4. die bayerische Verordnung zum Vollzug des 
Gaststättengesetzes vom 12. September 1931 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen Landes- 
rechts IV S. 52), 

5. die bayerische Bekanntmachung zum Vollzug des 
Gaststättengesetzes vom 15. September 1931 
(Bereinigte Sammlung des bayerischen Landes- 
rechts IV S. 54), 

6. die bayerische Verordnung über die zeitliche Be- 
schränkung des Ausschanks von Branntwein und 
des Kleinhandels mit Trinkbranntwein vom 

17. Oktober 1939 (Bereinigte Sammlung des 
bayerischen Landesrechts IV S. 63), 

7. die Verordnung des Niedersächsischen Staats- 
ministeriums über Speisewirtschaften vom 4. Sep- 
tember 1947 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 83), 

8. die hamburgische Verordnung über Speisewirt- 
schaften vom 24. Oktober 1946 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 115), 

9. das saarländische Gesetz Nr. 387 über den Einzel- 
handel mit Bier in Flaschen und sonstigen Be- 
hältnissen vom 10. Juli 1953 (Amtsblatt der Saar- 
landes S. 524). 

§ 38 

Ubergangsvorschriften 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis oder Gestattung gilt im bisherigen Um- 
fang als Erlaubnis im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz eine Erlaubnis er- 
forderlich ist, gilt sie demjenigen als erteilt, der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne Erlaubnis oder 
Gestattung eine nach diesem Gesetz erlaubnispllich- 
tige Tätigkeit befugt ausübt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

desrates hiernach fortgeltende Rechtsverordnungen 
dufzuheben. 

§ 37 

unverändert 


§ 38 

Übergangsvorschriften 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis oder Gestattung gilt im bisherigen Um- 
fang als Erlaubnis oder Gestattung im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz eine Erlaubnis er- 
forderlich ist, gilt sie demjenigen als erteilt, der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne Erlaubnis oder 
Gestattung eine nach diesem Gesetz erlaubnisbe- 
dürftige Tätigkeit befugt ausübt. In den Fällen des 
Artikels 2 Abs. 1 des Ersten Teils des Vertrages 
zur Regelung der aus Krieg und Besatzung entstan- 


25 



Drucksache V/1652 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 


(3) Der in Absatz 2 bezeichnete Erlaubnisinhaber 
oder derjenige, der eine vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erteilte Erlaubnis nicht nachweisen kann, 
hat seinen Betrieb der zuständigen Behörde anzuzei- 
gen. Die Erlaubnisbehörde bestätigt dem Gewerbe- 
treibenden kostenfrei und schriftlich, daß er zur Aus- 
übung seines Gewerbes berechtigt ist. Die Bestäti- 
gung muß die Betriebsart sowie die Betriebsräume 
bezeichnen. Wird die Anzeige nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erstattet, so erlischt die Erlaubnis. 

§ 39 

Bezugnahme auf Vorschriften 

Soweit in Gesetzen oder Verordnungen des Bun- 
desrechts auf Vorschriften des Gaststättengesetzes 
vom 28. April 1930 Bezug genommen wird, beziehen 
sich diese Verweisungen auf die entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 40 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

In § 15 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes in 
der Fassung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1741) werden die Nummern 1 bis 4 durch folgende 
Nummern 1 bis 5 ersetzt: 

1. Der Bund bedarf keiner Erlaubnis nach § 2 des 

Gaststättengesetzes vom ( ). Die 

Straßenbaubehörde hat eine für die Einhaltung 
der gewerberechtlichen Vorschriften verantwort- 
liche Person zu bestellen. 

2. Die Erlaubnis für den Pächter oder seinen Stell- 
vertreter darf nur versagt werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Gaststät- 
tengesetzes gegeben sind. 

3. Die zuständigen Behörden ordnen die Maßnah- 
men nach § 120 d der Gewerbeordnung im Beneh- 
men mit den Straßenbaubehörden an; das gleiche 
gilt für Maßnahmen nach den §§ 5, 15 und 16 des 
Gaststättengesetzes. 

4. Die Vorschrift des § 17 des Gaststättengesetzes 
findet keine Anwendung.- 

5. Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
die Sperrzeit für die Nebenbetriebe durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates nicht bedarf, so zu regeln, daß die jederzei- 
tige Versorgung der Verkehrsteilnehmer ge- 
sichert ist. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

denen Fragen (Bundesgesetzbl. 1955, II S. 405) 
gilt die Erlaubnis auch demjenigen erteilt, der eine 
nach diesem Gesetz erlaubnisbedürftige Tätigkeit 
innerhalb eines Jahres vor Inkrafttreten des Geset- 
zes befugt ausgeübt hat, ohne daß ihm die Ausübung 
der Tätigkeit bei Inkrafttreten des Gesetzes unter- 
sagt war. 

(3) unverändert 


§ 39 

unverändert 


§ 40 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

In § 15 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes in 
der Fassung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1741) werden die Nummern 1 bis 4 durch folgende 
Nummern 1 bis 5 ersetzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 

5. unverändert 
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§ 41 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen des Bundesministers für Wirtschaft, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§ 42 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt ein Jahr nach dem Tage der 
Verkündung in Kraft. Soweit Vorschriften dieses 
Gesetzes zum Erlaß von Rechtsverordnungen er- 
mächtigen, treten sie mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 41 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 42 

unverändert 
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